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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 14. Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 
— Drucksache 11/6906 — 

A. Problem 

Bisher konnten Frauen nur für die Laufbahn der Offiziere des Sani-
tätsdienstes eingestellt werden. Der Gesetzentwurf will erreichen, 
daß alle Verwendungen im Sanitäts- und Militärmusikdienst für 
Frauen geöffnet werden. Im übrigen soll die Verfügbarkeit zu wei-
teren Dienstleistungen (Übungen im Frieden, unbef risteter Wehr-
dienst im Spannungs- und Verteidigungsfall) nicht wehrpflichtiger 
früherer Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten sichergestellt wer-
den. Weiter sieht der Gesetzentwurf die Erweiterung der Regelun-
gen zum Erziehungsurlaub nach dem Bundeserziehungsgeldge-
setz auf alle Soldaten vor. Darüber hinaus sollen alle Soldaten auf 
Zeit und Berufssoldaten bei Vorliegen der Voraussetzungen Ur-
laub zur notwendigen Betreuung naher Angehöriger erhalten. 

B. Lösung 

Änderung der Einstellungsvorschrift im Soldatengesetz. Schaffung 
eines Verfügbarkeitstatbestandes. Die bisherigen Urlaubsregelun-
gen werden auf alle Soldaten bzw. Soldaten auf Zeit und Berufs-
soldaten erweitert. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Das Vierzehnte Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes be-
deutet Mehrkosten für Bekleidung pro eingestellten weiblichen 
Soldaten von ca. 790 DM gegenüber einem männlichen Soldaten. 
Geplant ist die schrittweise Einstellung von zunächst 1 500 weib-
lichen Soldaten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Soldaten-
gesetzes 
— Drucksache 11/6906 — 

in  der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas-
sung anzunehmen. 

Bonn, den 12. September 1990 

Der Verteidigungsausschuß 

Ronneburger 

Vorsitzender 

Steiner 	Würzbach 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 
— Drucksache 11/6906 — 
mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. August 1975 (BGBl. I S. 2273), zuletzt 
geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Im Ersten Abschnitt werden unter Nummer 2 
nach der Bezeichnung „28" die Wörter „Ur-
laub bis zum Beginn des Ruhestandes" und die 
Zahl „28a" eingefügt. 

b) Im Zweiten Abschnitt werden unter Nummer 3 
Buchstabe a) nach der Bezeichnung „51" die 
Wörter „Heranziehung nicht wehrpflichtiger 
früherer Berufssoldaten" und die Zahl „51 a" 
eingefügt. 

c) Im Fünften Abschnitt werden die Wörter „Ein-
stellung von Soldaten und Beamten der frühe-
ren Wehrmacht und von anderen Bewer-
bern ... 60" durch die Wörter „Einstellung von 
anderen Bewerbern ... 60" sowie die Wörter 
„Besondere Entlassung von Soldaten und Be-
amten der früheren Wehrmacht und von ande-
ren Bewerbern ... 61 " durch die Wörter „Ent-
lassung von anderen Bewerbern ... 61 " er-
setzt. Nach der Bezeichnung „73" werden die 
Wörter „Übergangsvorschrift aus Anlaß des 
Änderungsgesetzes vom ... (BGBl. I S....)" 
und die Zahl „74" eingefügt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) In das Dienstverhältnis eines Berufssol-
daten kann berufen werden, wer sich freiwillig 
verpflichtet, auf Lebenszeit Wehrdienst zu lei-
sten. In das Dienstverhältnis eines Soldaten auf 
Zeit kann berufen werden, wer sich freiwillig 
verpflichtet, für begrenzte Zeit Wehrdienst zu 
leisten. In ein Wehrdienstverhältnis nach 
Satz 1 und 2 können auch Frauen für Verwen- 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. August 1975 (BGBl. I S. 2273), zuletzt 
geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. unverändert 

2. § 1. wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 
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Entwurf 

dungen im Sanitäts- und Militärmusikdienst 
berufen werden. 

(3) Bei Soldaten, die nicht der Wehrpflicht 
unterliegen (§ 1 Abs. 1 des Wehrpflichtgeset-
zes), umfaßt die freiwillig eingegangene Ver-
pflichtung die im folgenden Absatz 4, in § 51 
Abs. 1 Nr. 1, § 51 a sowie in § 54 Abs. 5 aufge-
führten weiteren Dienstleistungen. " 

b) Folgender Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Angehörige der Reserve im Sinne des 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 und Satz 3 des Wehrpflichtge-
setzes, ehemalige Angehörige der Reserve so-
wie frühere nicht wehrpflichtige Soldaten auf 
Zeit und Berufssoldaten, die wehrdienstfähig 
sind und das fünfundsechzigste Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, können mit ihrem 
Einverständnis zu dienstlichen Veranstaltun-
gen durch den Bundesminister der Verteidi-
gung oder die von ihm bestimmte Stelle zuge-
zogen werden. Während der Dienstleistung 
sind sie Soldat. Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend." 

d) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab-
sätze 5 und 6. 

3. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 2 

Beginn und Dauer des Wehrdienstverhältnisses 

(1) Das Wehrdienstverhältnis beginnt 

1. bei einem Soldaten, der auf Grund der Wehr-
pflicht zum Wehrdienst einberufen wird, mit 
dem Zeitpunkt, der im Einberufungsbescheid 
für den Diensteintritt festgesetzt wird; 

2. bei einem Berufssoldaten oder Soldaten auf 
Zeit mit dem Zeitpunkt der Ernennung; 

3. in allen übrigen Fällen mit dem Dienstantritt. 

(2) Das Wehrdienstverhältnis endet mit dem 
Ablauf des Tages, an dem der Soldat aus der Bun-
deswehr ausscheidet. " 

4. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Einem Soldaten auf Zeit oder Berufssol-
daten kann auf Antrag unter Wegfall der Geld , 

 und Sachbezüge einschließlich der unentgelt-
lichen truppenärztlichen Versorgung Urlaub 
bis zur Dauer von drei Jahren mit der Möglich-
keit der Verlängerung auf längstens zwölf 
Jahre gewährt werden, wenn er 

a) mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren 
oder 

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebe-
dürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreut und pflegt. Bei einem Sol

-

daten auf Zeit ist die Gewährung nur insoweit 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

b) unverändert 

c) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab-
sätze 5 und 6. 

3. unverändert 

4. unverändert 
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zulässig, als er nicht mehr verpflichtet ist, auf-
grund der Wehrpflicht Grundwehrdienst zu 
leisten. Der Antrag auf Verlängerung einer Be-
urlaubung ist spätestens sechs Monate vor Ab-
lauf der genehmigten Beurlaubung zu stellen. 
Während der Beurlaubung dürfen nur solche 
Nebentätigkeiten genehmigt werden, die dem 
Zweck der Beurlaubung nicht zuwiderlaufen. 
Ein bereits bewilligter Urlaub kann aus zwin-
genden Gründen der Verteidigung widerrufen 
werden. " 

b) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Soldaten haben Anspruch auf Erzie-
hungsurlaub ohne Geld- und Sachbezüge, 
wenn sie Anspruch auf Erziehungsgeld nach 
dem Bundeserziehungsgeldgesetz haben oder 
nur deshalb nicht haben, weil das Einkommen 
(§ 6 des Bundeserziehungsgeldgesetzes) die 
Einkommensgrenze (§ 5 Abs. 2 des Bundeser-
ziehungsgeldgesetzes) übersteigt. Das Nähere 
wird durch eine Rechtsverordnung geregelt, 
die die Eigenart des militärischen Dienstes be-
rücksichtigt. Der Bundesminister der Verteidi-
gung kann einen nach den Vorschriften des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes beantragten 
Urlaub aus zwingenden Gründen der Verteidi-
gung versagen oder einen gewährten Urlaub 
aus zwingenden Gründen der Verteidigung 
widerrufen." 

5. In § 28a Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „freien 
Heilfürsorge" durch die Wörter „unentgeltlichen 
truppenärztlichen Versorgung" ersetzt. 

6. § 30 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Frauen im Sanitäts- und Militärmusikdienst 
haben Anspruch auf Mutterschutz in entspre-
chender Anwendung des Mutterschutzgesetzes. 
Das Nähere regelt eine Rechtsverordnung, die die 
Eigenart des militärischen Dienstes berücksich-
tigt. " 

7. In § 37 wird Absatz 3 gestrichen. 

8. In § 39 Nr. 2 werden nach dem Wort „Stabs-
apotheker" das Komma gestrichen und folgende 
Wörter angefügt: „sowie Militärmusikoffizier-An-
wärter erst mit der Beförderung zum Haupt-
mann, ". 

9. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 4 wird eingefügt: „Die Zeit-
dauer der Berufung eines Soldaten, dessen mi-
litärische Ausbildung mit einem Studium oder 
einer Fachausbildung von mehr als sechs Mo-
naten Dauer verbunden war und der danach 
Erziehungsurlaub nach dem Bundeserzie-
hungsgeldgesetz in Anspruch genommen hat, 
verlängert sich ohne die Beschränkung des 
Absatzes 1 Nr. 1 und 2 um die Dauer des Erzie-
hungsurlaubs. " 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 
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10. In § 43 Abs. 1 werden die Wörter „außer durch 
Tod" gestrichen. 

11. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 3 wird das Wort „Kampfbe-
obachter" durch das Wort „Waffensystemoffi-
zier" ersetzt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

„(3) Die besonderen Altersgrenzen nach Ab-
satz 2 Nr. 2 gelten auch für die Berufssoldaten 
der Marine mit entsprechenden Dienstgra-
den. " 

12. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Berufssoldat kann jederzeit seine 
Entlassung verlangen; soweit seine militäri-
sche Ausbildung mit einem Studium oder einer 
Fachausbildung verbunden war, jedoch erst 
nach einer sich daran anschließenden Dienst-
zeit, die der dreifachen Dauer des Studiums 
oder der Fachausbildung entspricht, längstens 
nach zehn Jahren. " 

b) Folgende Absätze 4 bis 6 werden eingefügt: 

„(4) Hat der Berufssoldat Erziehungsurlaub 
nach § 28 Abs. 7 im Anschluß an ein Studium 
oder eine Fachausbildung in Anspruch genom-
men, verlängert sich die Dienstzeit nach Ab-
satz 3 um diese Zeit entsprechend, soweit Stu-
dium oder Fachausbildung mehr als sechs Mo-
nate gedauert haben; die Höchstdauer von 
zehn Jahren bleibt unberührt. 

(5) Der Berufssoldat kann auch dann, wenn 
er weder ein Studium noch eine Fachausbil-
dung erhalten hat, seine Entlassung erst nach 
Ende des sechsten Dienstjahres als Offizier 
verlangen. 

(6) Vor Ablauf der in Absatz 3, 4 und 5 ge-
nannten Dienstzeiten ist der Berufssoldat auf 
seinen Antrag zu entlassen, wenn das Verblei-
ben im Dienst für ihn wegen persönlicher, ins-
besondere häuslicher, beruflicher oder wirt-
schaftlicher Gründe eine besondere Härte be-
deuten würde. Das Verlangen muß dem Diszi-
plinarvorgesetzten schriftlich erklärt werden. 
Die Erklärung kann, solange die Entlassungs-
verfügung dem Soldaten noch nicht zugegan-
gen ist, innerhalb zweier Wochen nach Zugang 
bei dem Disziplinarvorgesetzten zurückge-
nommen werden, mit Zustimmung der Entlas-
sungsbehörde auch nach Ablauf dieser Frist. 
Die Entlassung ist für den beantragten Zeit-
punkt auszusprechen; sie kann jedoch so lange 
hinausgeschoben werden, bis der Berufssoldat 
seine dienstlichen Obliegenheiten ordnungs-
gemäß erledigt hat, längstens drei Monate." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 7.  

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgende Absätze 4 bis 6 werden eingefügt: 

(4) Hat der Berufssoldat Erziehungsurlaub 
nach § 28 Abs. 7 im Anschluß an ein Studium 
oder eine Fachausbildung in Anspruch genom-
men, verlängert sich die Dienstzeit nach Ab-
satz 3 um diese Zeit entsprechend, soweit Stu-
dium oder Fachausbildung mehr als sechs Mo-
nate gedauert hat, die Höchstdauer von zehn 
Jahren bleibt unberührt. 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

c) unverändert 
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13. In § 51 wird Absatz 6 gestrichen. 

14. Folgender § 51 a wird eingefügt: 

„§ 51a 

Heranziehung nicht wehrpflichtiger früherer 
Berufssoldaten 

(1) Ein früherer Berufssoldat, der nicht wehr-
pflichtig ist und dessen Dienstverhältnis aus den 
in § 46 Abs. 3 genannten Gründen geendet hat, 
kann bis zum Ablauf des Jahres, in dem er das 
sechzigste Lebensjahr vollendet hat, zu weiteren 
Dienstleistungen herangezogen werden, wenn er 
mindestens zwei Jahre in einem Dienstverhältnis 
als Berufssoldat oder Soldat auf Zeit gestanden 
hat. Er ist verpflichtet, Änderungen seines ständi-
gen Aufenthalts oder seiner Wohnung binnen ei-
ner Woche der zuständigen Stelle anzuzeigen. 

(2) Dienstleistungen im Sinne des Absatzes 1 
sind zeitlich befristete Übungen im Frieden, un-
befristete Übungen, die als Bereitschaftsdienst 
von der Bundesregierung angeordnet worden 
sind, sowie unbefristeter Wehrdienst im Verteidi-
gungsfall. 

(3) Eine Übung im Frieden dauert höchstens 
einen Monat. Die Gesamtdauer der Übungen im 
Frieden beträgt bei Unteroffizieren höchstens fünf 
und bei Offizieren höchstens sechs Monate. 

(4) Ein früherer nicht wehrpflichtiger Berufssol-
dat wird auf Antrag von seinen weiteren Dienst-
leistungspflichten zeitlich bef ristet oder völlig be-
freit werden, wenn unter Berücksichtigung aller 
Umstände zwingende Interessen der militäri-
schen Verteidigung nicht entgegenstehen." 

15. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „außer durch 
Tod" gestrichen. 

b) In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Auf einen früheren Soldaten auf Zeit, 
der nicht wehrpflichtig ist, finden die Bestim-
mungen des § 51 a mit der Maßgabe entspre-
chende Anwendung, daß er als Mannschafts-
dienstgrad bis zum Ablauf des Jahres, in dem 
er das fünfundvierzigste Lebensjahr vollendet 
hat, zu den in § 51 a Abs. 2 genannten Dienst-
leistungen herangezogen werden kann. Die 
Gesamtdauer der Übungen im Frieden beträgt 
bei Mannschaften höchstens drei Monate." 

16. § 55 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ein Offizieranwärter, der sich nicht zum Offizier, 
ein Sanitätsoffizier-Anwärter, der sich nicht zum 
Sanitätsoffizier, oder ein Militärmusikoffizier-An-
wärter, der sich nicht zum Militärmusikoffizier 
eignen wird, soll entlassen werden."  

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

13. unverändert 

14. Folgender § 51 a wird eingefügt: 

„§ 51a 

Heranziehung nicht wehrpflichtiger früherer 
Berufssoldaten 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Ein früherer nicht wehrpflichtiger Berufssol-
dat wird auf Antrag von seinen weiteren Dienst-
leistungspflichten zeitlich befristet oder völlig be-
freit, wenn unter Berücksichtigung aller Um-
stände zwingende Interessen der militärischen 
Verteidigung nicht entgegenstehen. 

15. unverändert 

16. unverändert 
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17. § 58 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 42 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend." 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für frühere 
Berufssoldaten oder frühere Soldaten auf Zeit, 
die nach § 51 Abs. 1 Nr. 1, § 51a oder § 54 
Abs. 5 zu weiteren Dienstleistungen herange-
zogen werden. " 

18. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Einstellung von anderen Bewerbern". 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ein Bewerber, der die für einen höheren 
Dienstgrad erforderliche militärische Eignung 
durch Lebens- und Berufserfahrung außerhalb 
der Bundeswehr erworben hat, kann auf 
Grund freiwilliger Verpflichtung zu einer Eig-
nungsübung von vier Monaten einberufen 
werden; er kann die Eignungsübung freiwillig 
fortsetzen." 

c) Absatz 3 wird gestrichen; Absatz 4 wird Ab-
satz 3. 

19. In § 61 wird die Überschrift wie folgt gefaßt: 

„Entlassung von anderen Bewerbern".  

20. § 72 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Bundesregierung erläßt die Rechtsver-
ordnungen über 

1. die Nebentätigkeit der Soldaten nach § 20 
Abs. 7, 

2. die Laufbahnen der Soldaten nach § 27, 

3. den Urlaub der Soldaten nach § 28 Abs. 4, 

4. die Regelungen zum Erziehungsurlaub der 
Soldaten nach § 28 Abs. 7 Satz 2, 

5. die Jubiläumszuwendungen nach § 30 Abs. 4, 

6. die Regelungen zum Mutterschutz für Frauen 
im Sanitäts- und Militärmusikdienst nach § 30 
Abs. 5 Satz 2, 

7. die Verlängerung der Dienstzeit von Soldaten 
auf Zeit nach § 54 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1." 

21. Folgender § 74 wird eingefügt: 

„§ 74 

Übergangsvorschrift aus Anlaß 
des Änderungsgesetzes vom ... (BGBl. I  S. . . .) 

(1) Die Vorschriften der §§ 51 a, 54 Abs. 5 finden 
nur auf Soldaten Anwendung, die nach Inkrafttre-
ten des 14. Gesetzes zur Änderung des Soldaten-
gesetzes vom ... (BGBl. I  S. . . .) in das Dienstver-
hältnis eines Soldaten berufen worden sind. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 
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(2) Die Vorschriften der §§ 40 Abs. 4, 46 Abs. 4 
finden nur auf Soldaten auf Zeit und Berufssolda-
ten Anwendung, die Erziehungsurlaub nach In-
krafttreten des 14. Gesetzes zur Änderung des 
Soldatengesetzes vom ... (BGBl. I  S. . . .) bean-
tragt haben. " 

Artikel 2 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Juni 1986 (BGBl. I S. 879), zuletzt 
geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

In Abschnitt VI werden nach der Überschrift die 
Wörter „Angehörige der früheren Wehrmacht 
und Wehrpflichtige älterer Geburtsjahrgänge" 
durch das Wort „ (weggefallen) " ersetzt. 

Nach der Bezeichnung „36a" werden die Wörter 
„Verzicht auf einen Dienstgrad" durch das Wort 
„ (weggefallen) " ersetzt. 

Nach der Bezeichnung „37" wird das Wort „Wie-
dergutmachung" durch das Wort „(weggefallen)" 
ersetzt. 

Nach der Bezeichnung „51" werden die Wörter 
„Übergangsvorschrift aus Anlaß des Änderungs-
gesetzes vom 24. Februar 1983 (BGBl I S. 179) " 
durch das Wort „ (weggefallen) " ersetzt und die 
Bezeichnung „52" gestrichen. 

2. In § 4 wird Absatz 4 gestrichen. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 wird das Wort „oder" 
durch ein Komma und in Nummer 5 wird der 
Punkt durch das Wort „oder" ersetzt; folgende 
Nummer 6 wird angefügt: 

„6. wegen einer Zurückstellung nach § 12 
Abs. 2 nicht vor Vollendung des achtund-
zwanzigsten Lebensjahres zum Grund-
wehrdienst herangezogen werden konn-
ten und der Zurückstellungsgrund entfal-
len ist. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Tage, an denen ein Wehrpflichtiger 
während des Grundwehrdienstes infolge 

1. schuldhafter Abwesenheit von der Truppe 
oder Dienststelle, 

2. schuldhafter Dienstverweigerung, 

3. Aussetzung der Vollziehung des Einberu-
fungsbescheides, 

4. Verbüßung von Freiheitsstrafe, Strafarrest, 
Jugendstrafe, Jugendarrest oder Diszipli-
nararrest 

oder 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 2 

unverändert 
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5. Untersuchungshaft, der eine rechtskräftige 
Verurteilung gefolgt ist, 

keinen Dienst geleistet hat, sind nachzudie-
nen. Tage, an denen der Soldat während der 
Verbüßung von Disziplinararrest zu dienstli-
chen Aufgaben außerhalb der Vollzugseinrich-
tung herangezogen wird, sind nicht nachzu-
dienen. Dies gilt auch, wenn der Soldat Frei-
heitsstrafe, Strafarrest oder Jugendarrest in ei-
ner Vollzugseinrichtung der Bundeswehr ver-
büßt oder wenn er aus Gründen, die nicht in 
seiner Person liegen, während des Vollzuges 
bei der Bundeswehr nicht zu dienstlichen Auf-
gaben außerhalb der Vollzugseinrichtung her-
angezogen wird. " 

4. In § 23 Abs. 1 wird Satz 7 wie folgt gefaßt: 

„§ 1 Abs. 4 des Soldatengesetzes bleibt unbe-
rührt. " 

5. § 36 wird gestrichen. 

6. §36a wird §36. 

7. § 37 wird gestrichen. 

8. § 38 wird gestrichen. 

9. In § 39 Abs. 1 werden die Wörter „oder der frü-
heren Wehrmacht" gestrichen. 

10. In § 48 Abs. 2 Nr. 5 werden die Wörter „oder in 
der früheren Wehrmacht" gestrichen. 

11. In § 49 Abs. 1 Satz 4 wird das Zitat „§§ 13, 13a 
und 36" durch das Zitat „§ 13 und § 13a" er-
setzt. 

12. § 52 wird gestrichen. 

Artikel 3 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Juli 1986 (BGBl. I S. 1205), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 
1989 (BGBl. I S. 1292), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Satz 3 wird gestrichen. 

2. In § 14 a Abs. 1 werden die Wörter: „vom 18. Juni 
1969 (BGBl. I S. 549), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 24. Ap ril 1986 (BGBl. I S. 599) 
geändert worden ist," gestrichen. 

3. § 22 Sätze 2 und 3 werden durch folgenden Satz 
ersetzt: „Dies gilt nicht für Tage, an denen ein 
Dienstpflichtiger infolge 

1. Schuldhafter Abwesenheit vom Dienst, 

2. schuldhafter Dienstverweigerung, 

3. Aussetzung der Vollziehung des Einberu-
fungsbescheides, 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 3 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Juli 1986 (BGBl. I S. 1205), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 
1989 (BGBl. I S. 1292), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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4. Beurlaubung unter Wegfall der Geld- und 
Sachbezüge, soweit diese Tage ohne die Aner-
kennung als Kriegsdienstverweigerer hätten 
nachgedient werden müssen, 

5. Verbüßung von Freiheitsstrafe, Strafarrest, Ju-
gendstrafe, Jugendarrest oder Disziplinarar-
rest, soweit diese Tage ohne die Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer hätten nachge-
dient werden müssen, oder 

6. einer während des Dienstes erlittenen Untersu-
chungshaft, der eine rechtskräftige Verurtei-
lung gefolgt ist, 

keinen Dienst geleistet hat."  

4. Es wird folgender neuer § 22a eingefügt: 

„§ 22a 

Anrechnung von Wehr- und Zivildienst 
anderer Staaten 

(1) Der Bundesminister für Jugend, Fami lie, 
Frauen und Gesundheit kann im Einzelfall in 
fremden Streitkräften geleisteten Wehrdienst 
oder anstelle des Wehrdienstes geleisteten ande-
ren Dienst auf den Zivildienst nach diesem Gesetz 
ganz oder zum Teil anrechnen. 

(2) Der Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit kann die in Absatz 1 ge-
nannte Befugnis auf das Bundesamt für den Zivil-
dienst übertragen." 

5. In § 23 Abs. 2 Nr. 5 werden die Wörter „(§ 24 
Abs. 1 Satz 2) " gestrichen. 

6. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 wird das Wort „oder" 
durch ein Komma und nach Nummer 4 der 
Punkt durch das Wort „oder" ersetzt sowie fol-
gende Nummer 5 angefügt: 

„5. wegen einer Zurückstellung nach § 11 
Abs. 2 nicht vor Vollendung des achtundzwan-
zigsten Lebensjahres zum Zivildienst herange-
zogen werden konnten und der Zurückstel-
lungsgrund entfallen ist." 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Tage, an denen ein Dienstpflichtiger 
während des Zivildienstverhältnisses infolge 

1. schuldhafter Abwesenheit vom Zivildienst, 

2. schuldhafter Dienstverweigerung, 

3. Aussetzung der Vollziehung des Einberu-
fungsbescheides, 

4. Verbüßung von Freiheitsstrafe, Strafarrest, 
Jugendstrafe oder Jugendarrest oder 

5. Untersuchungshaft, der eine rechtskräftige 
Verurteilung gefolgt ist, 

keinen Dienst geleistet hat, sind nachzudie-
nen." 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird in Nummer 3 das Wort 
„oder" durch ein Komma und nach Nummer 4 
der Punkt durch das Wort „oder" ersetzt sowie 
folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. wegen einer Zurückstellung nach § 11 
Abs. 2 nicht vor Vollendung des achtundzwan-
zigsten Lebensjahres zum Zivildienst herange-
zogen werden konnten und der Zurückstel-
lungsgrund entfallen ist." 

b) unverändert 
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7. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 

Beginn des Zivildienstes 

Das Zivildienstverhältnis beginnt mit dem Zeit-
punkt, der im Einberufungsbescheid für den 
Diensteintritt des Dienstpflichtigen oder im Um-
wandlungsbescheid für die Umwandlung nach 
§ 19 Abs. 2 festgesetzt ist." 

8. In § 40 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „das zu-
letzt durch das Gesetz vom 27. Juni 1985 (BGBl. I 
S. 1254) geändert worden ist" durch die Wörter 
„zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2330) " er-
setzt. 

9. § 44 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Im Falle der Entlassung endet das Zivil-
dienstverhältnis mit dem Ablauf des Entlassungs-
tages. " 

10. § 45 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das Zivildienstverhältnis endet mit dem Ablauf 
des Tages, an dem das Urteil rechtskräftig gewor-
den ist. " 

11. In § 49 werden jeweils die Wörter „Beendigung 
des Zivildienstes" durch die Wörter „Beendigung 
des Zivildienstverhältnisses" ersetzt. 

12. In § 50 Abs. 1 wird das Wort „Dienstleistende" 
durch die Wörter ,, Anerkannte Kriegsdienstver-
weigerer" ersetzt. 

13. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird durch folgende Sätze er-
setzt: 

„In Angelegenheit des § 35 Abs. 5 und 8 und 
des § 50 sind das Gesetz über das Verwal-
tungsverfahren der Kriegsopferversorgung, 
die §§ 60 bis 62 sowie 65 bis 67 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch und das Zehnte Buch 
Sozialgesetzbuch entsprechend anzuwenden. 
In Angelegenheit des Absatzes 1, soweit die 
Beschädigtenversorgung nicht in der Gewäh-
rung von Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
nach den §§ 25 bis 27i des Bundesversor-
gungsgesetzes besteht, sind das Gesetz über 
das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver-
sorgung, das Erste und Zehnte Buch Sozialge-
setzbuch und die Vorschriften des Sozialge-
richtsgesetzes über das Vorverfahren entspre-
chend anzuwenden. " 

b) Der bisherige Satz 2 wird zum Satz 3. 

14. § 82 Abs. 1 wird gestrichen. Der bisherige Ab-
satz 2 wird zum einzigen Absatz. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert  

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird durch folgende Sätze er-
setzt: 

„In Angelegenheiten des § 35 Abs. 5 und 8 
und des § 50 sind das Gesetz über das Verwal-
tungsverfahren der Kriegsopferversorgung, 
die §§ 60 bis 62 sowie 65 bis 67 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch und das Zehnte Buch 
Sozialgesetzbuch entsprechend anzuwenden. 
In Angelegenheiten des Absatzes 1, soweit die 
Beschädigtenversorgung nicht in der Gewäh-
rung von Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
nach den §§ 25 bis 27i des Bundesversor-
gungsgesetzes besteht, sind das Gesetz über 
das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver-
sorgung, das Erste und Zehnte Buch Sozialge-
setzbuch und die Vorschriften des Sozialge-
richtsgesetzes über das Vorverfahren entspre-
chend anzuwenden. " 

b) unverändert 

14. unverändert 
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Artikel 4 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. März 1987 (BGBl. I S. 842), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht im Zweiten Teil wird wie 
folgt geändert: 

a) In Abschnitt I entfallen nach Nummer 4 Buch-
stabe b die Buchstaben c bis f. Folgende Num-
mer 5 wird eingefügt: 

„5. Berufsförderung und Dienstzeitversor-
gung in besonderen Fällen 

a) Übergangsbeihilfe bei kurzen Wehr-
dienstzeiten 	  13 

b) Wiederverwendung eines ehemaligen 
Soldaten auf Zeit 	 13 a 

c) Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
13b und 13 c 

d) Versorgung beim Ruhen der Rechte 
und Pflichten 	 13d" . 

b) In Abschnitt VI erhält die Nummer 11 folgende 
Fassung: 

„11. Übergangsvorschrift aus Anlaß des 
14. Gesetzes zur Änderung des Solda-
tengesetzes vom ... (BGBl. I  S. . . .) 
  79a." 

2. In § 1 Abs. 2 wird der aufgeführte Paragraph 
„8 a, " gestrichen. 

3. In § 4 Abs. 3 Nr. 2 werden nach den Worten „zu-
rückzuführen ist," die Wörter „einer Mutter-
schutzfrist, eines Erziehungsurlaubs, einer Kin-
dererziehung im Sinne des § 13c Abs. 2 Nr. 5" 
eingefügt. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Zeit des Grundwehrdienstes oder 
die nach § 7 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
auf den Grundwehrdienst anrechenbare Zeit 
des Wehrdienstes als Soldat auf Zeit wird bei 
ehemaligen Soldaten auf Zeit, die der Wehr-
pflicht unterliegen, auf die Berufszugehörig-
keit angerechnet. Soweit Wehrdienstzeiten 
nicht nach Satz 1 oder als Zeit einer Fachaus-
bildung nach Absatz 1 voll zu berücksichtigen 
sind, werden sie zu einem D rittel auf die Be-
rufszugehörigkeit angerechnet. " 

b) In Absatz 6 werden nach den Worten „nicht für 
einen" die Wörter „der Wehrpflicht unterlie-
genden ehemaligen" eingefügt. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 4 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. März 1987 (BGBl. I S. 842), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. In § 4 Abs. 3 Nr. 2 werden nach den Worten „zu-
rückzuführen ist," die Wörter „einer Mutter-
schutzfrist, eines Erziehungsurlaubs, einer Kin-
dererziehung im Sinne des § 13 c Abs. 2 Nr. 3" 
eingefügt. 

4. unverändert 
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5. § 8 a Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht 

1. für einen der Wehrpflicht unterliegenden Sol-
daten auf Zeit oder ehemaligen Soldaten auf 
Zeit, dessen Dienstzeit für einen Zeitraum bis 
zu zwei Jahren festgesetzt oder nach § 54 
Abs. 3 des Soldatengesetzes über diesen Zeit-
raum hinaus verlängert worden ist, und 

2. für einen Soldaten auf Zeit oder ehemaligen 
Soldaten auf Zeit, der nicht der Wehrpflicht 
unterliegt." 

6. In § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter 
„Wehrdienstzeit von mindestens zwölf" durch die 
Wörter „festgesetzten Dienstzeit von zwölf oder 
mehr" ersetzt. 

7. In § 12 Abs. 4 Satz i Halbsatz 1 werden die Wör-
ter „ , 11 und, wenn er nicht nach § 9 Abs. 2 Satz 2 
die Erteilung eines Zulassungsscheins beantragt 
hat, Übergangsbeihilfe nach Absatz 2" durch die 
Wörter „und 11 sowie Übergangsbeihilfe nach 
Absatz 2 oder, sofern er nach § 9 Abs. 2 Satz 2 die 
Erteilung eines Zulassungsscheins beantragt hat, 
nach Absatz 3" ersetzt. 

8. Nach § 12 werden für einen fünften Unterab-
schnitt die Überschrift „5. Berufsförderung und 
Dienstzeitversorgung in besonderen Fällen" ein-
gefügt und die Überschrift vor § 13 wie folgt ge-
faßt: 

„a) Übergangsbeihilfe bei kurzen 
Wehrdienstzeiten". 

9. In der Überschrift vor § 13 a wird der Buch-
stabe „d" durch den Buchstaben „b" ersetzt. 

10. Im § 13 a werden der Punkt nach dem letzten Satz 
durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halb-
satz angefügt: 

„in diesen Fällen gilt § 13b Abs. 3 sinngemäß." 

11. In der Überschrift vor § 13b wird der Buch-
stabe „e" durch den Buchstaben „c" ersetzt. 

12. § 13b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Satz 1 werden nach dem Wort „Dienst-
bezüge" die Wörter „oder während eines 
vorausgegangenen Wehrdienstverhältnis-
ses ohne Wehrsold" eingefügt. 

bb) Im Satz 2 wird das Wort „auch" durch das 
Wort „entsprechend" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Verbleiben dem ehemaligen Soldaten 
auf Zeit weniger als zwei Drittel der Über-
gangsgebührnisse, die ohne Anwendung der 
Absätze 1 und 2 zugestanden hätten, und steht 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 
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ihm auf Grund des § 13 c nur ein verminderter 
Anspruch auf Berufsförderung zu, kann der 
Anspruchszeitraum, für den Übergangsge-
bührnisse noch zustehen, auf Antrag unter ent-
sprechender Erhöhung der Übergangsgebühr

-

nisse gekürzt werden; hierdurch darf jedoch 
der Monatsbetrag nicht überschritten werden, 
der ohne Anwendung der Absätze 1 und 2 zu-
stehen würde. Der Umrechnung des An-
spruchszeitraums sind die Übergangsgebühr

-

nisse zugrunde zu legen, die im ersten Monat 
des verbleibenden Anspruchszeitraums ohne 
Anwendung der Absätze 1 und 2 zugestanden 
hätten." 

13. Nach § 13 b wird folgender § 13 c eingefügt: 

„§ 13c 

(1) Bei Soldaten auf Zeit, die ohne Dienstbezüge 
oder während eines vorausgegangenen Wehr-
dienstverhältnisses ohne Wehrsold beurlaubt 
worden sind, wird die Zeit der Beurlaubung bei 
der Anwendung 

1. des § 7 Abs. 2 und des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und Nr. 2 Buchstabe a nicht in die festgesetzte 
Dienstzeit, 

2. des § 8 Abs. 2 Satz 2 nicht in die Wehrdienst-
zeit, 

3. des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b nicht in 
die Verpflichtungszeit, 

4. des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und des § 11 Abs. 4 
nicht in die Mindestdienstzeit, 

5. des § 13 a Satz 4 nicht in die ununterbrochene 
Dienstzeit 

eingerechnet. Die Ansprüche nach den §§ 4 und 5 
werden in dem Umfang gekürzt, der dem Verhält-
nis der Zeit der Beurlaubung zur Gesamtdienst-
zeit entspricht, und die verbleibenden Ansprüche 
auf volle Monate aufgerundet. Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend für die Zeit eines unerlaub-
ten schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter 
Verlust der Dienstbezüge oder des Wehrsoldes. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Zeit 

1. einer Beurlaubung zu öffentlichen zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtun-
gen, 

2. einer Beurlaubung, wenn spätestens bei Been-
digung des Urlaubs schriftlich zugestanden 
worden ist, daß dieser öffentlichen Belangen 
oder dienstlichen Interessen dient, 

3. einer Beurlaubung bis zur Dauer von drei Mo-
naten im Entlassungsverfahren wegen Dienst-
unfähigkeit, 

4. eines Erziehungsurlaubs in dem in § 13 b 
Abs. 2 Nr. 2 bestimmten Umfang, 

5. einer Kindererziehung in dem in § 13 b Abs. 2 
Nr. 3 bestimmten Umfang, 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 
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6. einer Abwesenheit sonstiger Art bis zur Dauer 
von dreißig Tagen." 

14. Der bisherige § 13 c wird § 13 d; in der Überschrift 
vor dem neuen § 13d wird der Buchstabe „f" 
durch den Buchstaben „d" ersetzt. 

15. Der neue § 13d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Wort „ist" durch das 
Wort „sind" ersetzt und nach den Wörtern 
„ § 13 b Abs. 1 Satz 1" die Wörter „und § 13 c 
Abs. 1 Satz 2" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „ist § 13 b 
Abs. 1 Satz 1" durch die Wörter „sind § 13 b 
Abs. 1 Satz 1 und § 13c Abs. 1. Satz 2" er-
setzt. 

16. § 17 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Klammerzitat „(§ 45 Abs. 1 
und Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 des Soldatengeset-
zes)" durch das Klammerzitat „(§ 45 Abs. 1, 
Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 sowie Abs. 3 des Solda-
tengesetzes) " ersetzt. 

b) In Satz 2 werden das Wort „Kampfbeobachter" 
durch das Wort „Waffensystemoffizier" und 
die Wörter „§ 45 Abs. 2 Nr. 2 des Soldatenge-
setzes" durch die Wörter „§ 45 Abs. 2 Nr. 2 und 
Abs. 3 des Soldatengesetzes" ersetzt. 

17. In § 20 Abs. 1 Satz 2 wird in Nummer 2 Halbsatz 1 
nach dem Wort „Dienstbezüge" die Wörter „oder 
ohne Wehrsold" eingefügt. 

18. In § 26 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „ § 45 
Abs. 2 Nr. 1, 2 Buchstaben a bis c und Nr. 4 des 
Soldatengesetzes" durch die Wörter „§ 45 Abs. 2 
Nr. 1, 2 Buchstaben a bis c und Nr. 4 sowie Abs. 3 
des Soldatengesetzes" ersetzt. 

19. In § 39 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Kampfbe-
obachter" durch das Wort „Waffensystemoffizier" 
ersetzt. 

20. In § 42 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Mindestdienstzeit im Sinne des Absat-
zes 1 Satz 1 gilt § 13c mit Ausnahme des Absat-
zes 1 Satz 2 entsprechend." 

21. Folgender § 79 a wird eingefügt: 

„§ 79a 

Übergangsvorschrift aus Anlaß des 14. Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes vom .. . 

(BGBl. I  S. . . .) 

Auf Beurlaubungen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes beantragt worden sind sowie auf 
die Zeiten eines unerlaubten Fernbleibens vom 
Dienst unter Verlust der Dienstbezüge oder des 
Wehrsoldes vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes, findet § 13 c des Soldatenversorgungsgeset-
zes keine Anwendung." 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 

17. In § 20 Abs. 1 Satz 2 werden in Nummer 2 Halb-
satz 1 nach dem Wort „Dienstbezüge" die Wörter 
„oder ohne Wehrsold" eingefügt. 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. Folgender § 79a wird eingefügt: 

„§ 79a 

Übergangsvorschrift aus Anlaß des 14. Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes vom .. . 

(BGBl. I  S. . . .) 

Auf Beurlaubungen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes beantragt worden sind sowie auf 
die Zeit eines unerlaubten schuldhaften Fernblei-
bens vom Dienst unter Verlust der Dienstbezüge 
oder des Wehrsoldes vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, findet § 13 c des Soldatenversorgungs-
gesetzes keine Anwendung." 
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22. In § 81 Abs. 3 Nr. 1 werden die Wörter „§ 4 Abs. 4 
des Wehrpflichtgesetzes" durch die Wörter „§ 1 
Abs. 4 des Soldatengesetzes" ersetzt. 

23. In § 83 Abs. 1 Satz 1 und Nr. 1 Satz 2 wird jeweils 
das Wort „Wehrdienstes" durch das Wort „Wehr-
dienstverhältnisses" ersetzt. 

24. In § 86a Abs. 1 Nr. 1 werden die Wörter „§ 40 
Abs. 4" durch die Wörter „§ 40 Abs. 5" ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zur Änderung 
des Beamtenversorgungsgesetzes und sonstiger 
dienst- und versorgungsrechtlicher Vorschriften 

vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2218) 

Das Gesetz zur Änderung des Beamtenversor-
gungsgesetzes und sonstiger dienst- und versor-
gungsrechtlicher Vorschriften vom 18. Dezember 
1989 (BGBl. I S. 2218) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 wird § 26 Abs. 2 und 3 wie folgt 
gefaßt: 

„(2) Das Ruhegehalt nach Absatz 1 wird für 
die Berufssoldaten erhöht, die nach § 44 Abs. 2 
in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 
sowie Abs. 3 des Soldatengesetzes wegen Über-
schreitens der für sie festgesetzten besonderen 
Altersgrenzen in den Ruhestand versetzt wer-
den. Die Erhöhung beträgt für Berufssoldaten 
im Sinne des 

1. § 45 Abs. 2 Nr. 1, 2 Buchstabe a und Nr. 4 
sowie Abs. 3 des Soldatengesetzes beim Ein-
tritt in den Ruhestand nach Vollendung des 
dreiundfünfzigsten Lebensjahres 13,125 vom 
Hundert, 

2. § 45 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b und Abs. 3 des 
Soldatengesetzes beim Eintritt in den Ruhe-
stand nach Vollendung des fünfundfünfzig-
sten Lebensjahres 9,375 vom Hundert, 

3. § 45 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe c und Abs. 3 des 
Soldatengesetzes beim Eintritt in den Ruhe-
stand nach Vollendung des siebenundfünf-
zigsten Lebensjahres 5,625 vom Hundert, 

4. § 45 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe d und Abs. 3 des 
Soldatengesetzes beim Eintritt in den Ruhe-
stand nach Vollendung des neunundfünfzig-
sten Lebensjahres 1,875 vom Hundert der ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge (§§ 17, 18). 
Die Erhöhung vermindert sich bei einem Be-
rufssoldaten, der mehr als zwei Jahre nach 
dem frühestmöglichen Zeitpunkt (§ 44 Abs. 2 
in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 
sowie Abs. 3 des Soldatengesetzes) in den 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

22. unverändert 

23. unverändert 

23. unverändert 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zur Änderung 
des Beamtenversorgungsgesetzes und sonstiger 
dienst- und versorgungsrechtlicher Vorschriften 

vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2218) 

Das Gesetz zur Änderung des Beamtenversor-
gungsgesetzes und sonstiger dienst- und versor-
gungsrechtlicher Vorschriften vom 18. Dezember 
1989 (BGBl. I S. 2218) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 wird § 26 Abs. 2 und 3 wie folgt 
gefaßt: 

„(2) Das Ruhegehalt nach Absatz 1 wird für 
die Berufssoldaten erhöht, die nach § 44 Abs. 2 
in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. i, 2 und 4 
sowie Abs. 3 des Soldatengesetzes wegen Über-
schreitens der für sie festgesetzten besonderen 
Altersgrenzen in den Ruhestand versetzt wer-
den. Die Erhöhung beträgt für Berufssoldaten 
im Sinne des 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. § 45 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe d und Abs. 3 des 
Soldatengesetzes beim Eintritt in den Ruhe-
stand nach Vollendung des neunundfünfzig-
sten Lebensjahres 1,875 vom Hundert 

der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§§ 17, 
18). Die Erhöhung vermindert sich bei einem 
Berufssoldaten, der mehr als zwei Jahre nach 
dem frühestmöglichen Zeitpunkt (§ 44 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 sowie 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/7860 

Entwurf 

Ruhestand versetzt wird, in dem Umfang, um 
den sich das Ruhegehalt durch die Dienstzeit, 
die über diesen Zweijahreszeitraum hinaus-
geht, nach Absatz 1 erhöht. Das Ruhegehalt 
darf fünfundsiebzig vom Hundert der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge nicht überstei-
gen. 

(3) Wird ein Berufssoldat in den Fällen des 
Absatzes 2 nach dem 31. Dezember 2001 in den 
Ruhestand versetzt, gilt Absatz 2 mit der Maß-
gabe, daß die Erhöhung nach Satz 2 für Berufs-
soldaten im Sinne des 

1. § 45 Abs. 2 Nr. 1 des Soldatengesetzes beim 
Eintritt in den Ruhestand nach Vollendung 
des dreiundfünfzigsten Lebensjahres 13,125 
vom Hundert, 

2. § 45 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 4 sowie 
Abs. 3 des Soldatengesetzes beim Eintritt in 
den Ruhestand nach Vollendung des vier-
undfünfzigsten Lebensjahres 11,250 vom 
Hundert, 

3. § 45 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b und Abs. 3 des 
Soldatengesetzes beim Eintritt in den Ruhe-
stand nach Vollendung des sechsundfünfzig-
sten Lebensjahres 7,500 vom Hundert, 

4. § 45 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe c und Abs. 3 des 
Soldatengesetzes beim Eintritt in den Ruhe-
stand nach Vollendung des achtundfünfzig-
sten Lebensjahres 3,750 vom Hundert der ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge (§§ 17, 18) 
beträgt. " 

b) In Nummer 12 werden in § 54 Abs. 2 Satz 2 die 
Wörter „§ 45 Abs. 2" durch die Wörter „§ 45 
Abs. 2 und 3" ersetzt. 

2. Artikel 20 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Artikel 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa und Nr. 2 tritt am 1. Januar 2002 in 
Kraft."  

Artikel 6 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20. Februar 1978 (BGBl. I S. 265), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 21. Februar 1989 
(BGBl. I S. 240), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Frühere Soldaten auf Zeit oder frühere 
Berufssoldaten, die nicht wehrpflichtig sind und 
zu Dienstleistungen nach § 51 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 51 a oder § 54 Abs. 5 des Soldatengesetzes 
herangezogen werden, erhalten während der 
Dauer ihrer Dienstzeit Geld- und Sachbezüge 
nach Absatz 1." 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Abs. 3 des Soldatengesetzes) in den Ruhestand 
versetzt wird, in dem Umfang, um den sich das 
Ruhegehalt durch die Dienstzeit, die über die-
sen Zweijahreszeitraum hinausgeht, nach Ab-
satz 1 erhöht. Das Ruhegehalt darf fünfundsieb-
zig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge nicht übersteigen. 

(3) unverändert 

b) unverändert 

2. unverändert 

Artikel 6 

unverändert 
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Anspruch auf die in Absatz 1 Satz 1 
erster Halbsatz genannten Bezüge besteht bei 
Wehrdienst bis zu drei Tagen (§ 8) und bei 
Wehrdienst auf Grund freiwilliger Verpflich-
tung zu einem Wehrdienst (§ 4 Abs. 3 des Wehr-
pflichtgesetzes) vom Zeitpunkt des Dienstan-
tritts, sonst von dem für den Diensteintritt fest-
gesetzten Tage an bis zur Beendigung des 
Wehrdienstes." 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden die Ab-
sätze 4 bis 6. 

2. In § 7 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „Satz 1 oder 
3" ersetzt ,durch die Wörter „Nummern 1, 2, 4 
und 5". 

Artikel 7 

Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 

§ 1 Abs. 1 des Unterhaltssicherungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 
1987 (BGBl. I S. 2614), zuletzt geändert durch . . . 
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

In Satz 2 werden der Punkt gestrichen und folgende 
Wörter eingefügt: 

„oder frühere Berufssoldaten oder frühere Soldaten 
auf Zeit zu Wehrdienstleistungen nach § 51 Abs. 1 
Nr. 1, § 51 a oder § 54 Abs. 5 des Soldatengesetzes 
herangezogen werden. " 

Artikel 8 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Ap ril 1980 (BGBl. I S. 425), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 10 wird wie folgt geändert: 

Nach der Klammer wird eingefügt: 

„und für Dienstleistungen nach § 51 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 51 a und § 54 Abs. 5 des Soldatengesetzes". 

2. § 14a Abs. 5 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(5) Absatz 4 gilt nicht bei Zahlung des Arbeits-
entgelts nach § 1 Abs. 2, bei Gewährung von Lei-
stungen nach den §§ 13 bis 13d des Unterhalts-
sicherungsgesetzes oder für Zeiten eines Erzie-
hungsurlaubs. " 

3. § 14 b Abs. 4 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(4) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
nicht bei Zahlung des Arbeitsentgelts nach § 1 
Abs. 2, der Bezüge nach § 9 Abs. 2, bei Gewährung 
von Leistungen nach den §§ 13 bis 13 d des Unter-
haltssicherungsgesetzes oder für Zeiten eines Er-
ziehungsurlaubs. " 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 7 

unverändert 

Artikel 8 

unverändert 
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4. In § 16a Abs. 1 werden nach den Wörtern „im Falle 
des Wehrdienstes" die Wörter „eines Wehrpflichti-
gen" eingefügt. 

Artikel 9 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Februar 1989 (BGBl. I 
S. 261), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 76 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Die Rückzahlungsverpflichtung besteht auch 
bei einer Beurlaubung nach § 28 Abs. 5 des Sol-
datengesetzes sowie bei Inanspruchnahme von 
Erziehungsurlaub nach § 28 Abs. 7 des Solda-
tengesetzes. " 

b) Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3. 

c) Im neuen Satz 3 wird der Punkt durch ein Semi-
kolon ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: 

„dies gilt entsprechend im Falle der Beurlau-
bungen nach Satz 2 auch, soweit eine Dienstzeit 
noch geleistet wird. " 

2. Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und 
B) wird wie folgt geändert: 

In Nummer 6 Abs. 1 Buchstabe a der Vorbemer-
kungen wird das Wort „Kampfbeobachter" durch 
das Wort „Waffensystemoffizier" ersetzt 

Artikel 10 

Neufassung des Zivildienstgesetzes 

Der Bundesminister für Jugend, Fami lie, Frauen 
und Gesundheit kann den Wortlaut des Zivildienstge-
setzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an gel-
tenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntma-
chen. 

Artikel 11 

Neufassung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung kann den 
Wortlaut des Soldatenversorgungsgesetzes in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 12 

Berlin-Klausel 

Artikel 9 gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 9 

unverändert 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 11 

unverändert 

Artikel 12 

unverändert 
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Artikel 13 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit in Absatz 2 nichts an-
deres bestimmt ist, am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Artikel 5 tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 13 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Steiner und Würzbach 

1. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung Entwurf eines Vierzehnten Geset-
zes zur Änderung des Soldatengesetzes — Drucksa-
che 11/6906 — in seiner 210. Sitzung am Donnerstag, 
dem 10. Mai 1990, beraten und an den Verteidigungs-
ausschuß federführend sowie an den Innenausschuß, 
den Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit mitberatend und an den Haushaltsausschuß 
zur Beratung nach § 96 der Geschäftsordnung über-
wiesen. 

Der Innenausschuß hat dem Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung am 6. September 1990 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim-
men der Fraktion der SPD und bei Enthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN zugestimmt. 

Der Ausschuß für Jugend, Fami lie, Frauen und Ge-
sundheit hat dem Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
6. September 1990 mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP bei Ablehnung durch die 
Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN zugestimmt. 

Der Verteidigungsausschuß hat über den Gesetzent-
wurf in seiner Sitzung am 12. September 1990 ab-
schließend beraten. 

2. Ziele und Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß alle Verwendungen 
im Sanitäts- und Militärmusikdienst für Frauen ge-
öffnet werden. Im übrigen soll die Verfügbarkeit zu 
weiteren Dienstleistungen (Übungen im Frieden, un-
befristeter Wehrdienst im Spannungs- und Verteidi-
gungsfall) nicht wehrpflichtiger früherer Soldaten auf 
Zeit und Berufssoldaten sichergestellt werden. Der 
Gesetzentwurf sieht ebenfalls die Erweiterung der Re-
gelungen zum Erziehungsurlaub nach dem Bundeser-
ziehungsgeldgesetz für alle Soldaten vor. Darüber 
hinaus sollen alle Soldaten auf Zeit und Berufssolda-
ten  bei Vorliegen der Voraussetzungen Urlaub zur 
notwendigen Betreuung naher Angehöriger erhal-
ten. 

3. Verlauf und Ergebnis der Beratungen im 
Verteidigungsausschuß 

Die Fraktion der CDU/CSU begrüßte den Gesetzent-
wurf ausdrücklich und betonte, daß durch die Öff-
nung sämtlicher Laufbahnmöglichkeiten im Sanitäts- 
und Militärmusikdienst für Frauen eine ungerechte 
Lage auf einem Teilgebiet geändert werde. Es wäre 
längst an der Zeit gewesen, die erforderlichen gesetz-
lichen Voraussetzungen zu schaffen. 

Die Sicherstellung der Verfügbarkeit zu weiteren 
Dienstleistungen nicht wehrpflichtiger früherer Sol-
daten auf Zeit und Berufssoldaten durch eine gesetz-
liche Regelung zu gewährleisten, sei ein vernünftiges 
Vorgehen. Freiwillige Dienstleistungen würden damit 
auch zukünftig nicht ausgeschlossen. 

Die Fraktion der SPD machte deutlich, daß die vorge-
sehene Veränderung für den Sanitäts- und Militärmu-
sikdienst auf Überlegungen der Langzeitkommission 
aus dem Jahr 1982 beruhe. Die damalige Absicht, mit 
einer solchen Maßnahme zur Deckung des Personal-
bedarfs beizutragen, sei heute nicht mehr haltbar. Ob 
damit mehr Gleichberechtigung und Chancengleich-
heit für Frauen erreicht werde, sei allerdings zweifel-
haft. Der Gesetzentwurf könne aber ein geeigneter Ein-
stieg in eine schlüssige Bundeswehrplanung sein, die 
1991 von der Bundesregierung vorgelegt werden solle. 

Zur Sicherstellung der Verfügbarkeit zu weiteren 
Dienstleistungen äußerte die Fraktion der SPD dage-
gen Bedenken, die bislang bestehende Freiwilligkeit 
nunmehr gesetzlich zu regeln. Die Fraktion der SPD 
betonte, mit diesem Schritt sei man zu weit gegan-
gen. 

Das Gesetzesvorhaben, die Regelungen zum Erzie-
hungsurlaub auf alle Soldaten, und damit auch auf die 
männlichen Soldaten, zu erweitern, wurde von der 
Fraktion der SPD vor allem mit dem Hinweis begrüßt, 
daß dies einem Antrag entspreche, den sie bereits im 
Jahre 1985 im Verteidigungsausschuß gestellt habe. 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Änderung der 
§§ 30 (5) und 28 des Soldatengesetzes wurde als nicht 
angemessen bezeichnet, da sich aus der Sicht der Frak-
tion der SPD die bisherige Regelung bezüglich der Zu-
ständigkeit der Verwaltungsgerichte bewährt habe. 

Die Fraktion der FDP regte an, zu überlegen, ob die 
Bundeswehr auf freiwilliger Basis nicht insgesamt für 
Frauen geöffnet werden könne. Im übrigen wurden 
Bedenken zu der vorgesehenen Änderung des § 40 
Abs. 4 Soldatengesetz geäußert. Eine vergleichbare 
Nachdienregelung gebe es in anderen Berufszweigen 
nicht. Deshalb sei man der Auffassung, daß die vorge-
sehene Regelung im Sinne der Gleichbehandlung 
keine Geltung erhalten dürfe. Die bereits von der 
Fraktion der SPD angesprochene Thematik der geän-
derten Gerichtsbarkeit im Zusammenhang mit dem 
Erziehungsurlaub wurde auch von seiten der Fraktion 
der FDP noch einmal aufgenommen. Es wurde vorge-
schlagen, die bisherige Zuständigkeitsregelung bei-
zubehalten. 

Die Abstimmung über den Gesetzentwurf erfolgte 
— wie von seiten der Fraktion der SPD beantragt — 
zunächst getrennt: 

Teil I 
der Komplex „Öffnung des Sanitäts- und Militärmu

-

sikdienstes" wurde mit der Mehrheit der Stimmen der 
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Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak tio-
nen der SPD und DIE GRÜNEN angenommen; 

Teil II 
der Komplex „Sicherstellung der Verfügbarkeit zu 
weiteren Dienstleistungen" wurde mit der Mehrheit 
der Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Stimment-
haltung der Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN 
angenommen; 

Teil III 
der Komplex „Erweiterung der Regelung zum Erzie-
hungsurlaub nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz 
auf alle Soldaten" wurde einstimmig angenommen. 

Der Gesetzentwurf in seiner Gesamtheit wurde mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Stimment-
haltung der Frak tionen der SPD und DIE GRÜNEN 
angenommen. 

Steiner 	Würzbach 

Berichterstatter 


